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(Nachbesserung Sicherheitsstandards)

Beschluss (Ziffern 2 - 4 gegen die Stimme von FDP - BAYERNPARTEI):

1. Der Durchführung von Maßnahmen zur Nachbesserung der 

Sicherheitsstandards in den Wohn- und Mischobjekten des Amts für Wohnen 

und Migration für unbegleitete minderjährige und heranwachsende Flüchtlinge 

zur Verbesserung der Beschäftigtensicherheit und Sicherheit der 

Bewohner*innen wird zugestimmt. 

2. Fortbildungen

Das Sozialreferat wird beauftragt, die im Jahr 2021 erforderlichen 

zahlungswirksamen Haushaltsmittel für die Aufwertung der 

Sicherheitsmaßnahmen (Durchführung von Fortbildungsmaßnahmen) im 

Rahmen der Haushaltsplanaufstellung 2021 i. H. v. 20.000 € zusätzlich 

anzumelden (Finanzposition 4363.560.0000.6, Kostenstelle 203111040). 

3. Mehrjahresinvestitionsprogramm

Die Fortschreibung des Mehrjahresinvestitonsprogramms ist wie folgt zu 

ändern:

MIP alt: nicht vorhanden

MIP neu: Maßnahmenbezeichnung: Ausbau Sicherheitsstandards UF-

Objekte, Unterabschnitt 4363, Maßnahmen-Nr. 7560, Rangfolgen-Nr. 6

Gruppi
erung

Gesa
mt-

kosten

Finanz.
bis

2019

Programmzeitraum 2020 bis 2024
(Euro in 1.000)

nachrichtlich

Summe 
2020 - 2024

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026 ff.

935 280 0 280 0 280 0 0 0 0 0

Summe 280 0 280 0 280 0 0 0 0 0

Z (36x) 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

St. A. 280 0 280 0 280 0 0 0 0 0
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4. Das Sozialreferat wird beauftragt, die erforderlichen Haushaltsmittel bzw. 

Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 280.000 € für die Nachbesserung 

der Sicherheitsstandards in den Wohn- und Mischprojekten auf der 

Finanzposition 4363.935.7560.6 zum jeweiligen 

Haushaltsplanaufstellungsverfahren bzw. zum Nachtrag termingerecht 

anzumelden. 

5. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrats.


